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AKTUALISIERUNG: STAND 23.04.2021 
  

Informationsblatt für Kindertagespflegepersonen und Kindertageseinrichtungen  
 

 
Grundsätzlich sieht § 28b Abs. 3 IfSG vor, dass bei anhaltend hohen 7-Tage-Inzidenzen ab 165 auf 
Ebene von Landkreisen und kreisfreien Städten eine Präsenzbetreuung in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege untersagt ist, lässt jedoch die Einrichtung eine Notbetreuung zu.  
 
Die Hessische Landesregierung hat von dieser Ermächtigung Gebrauch gemacht und für die 
Notbetreuung einheitliche Anspruchsvoraussetzungen definiert. 
  
Diese sind wie folgt: 
  
Zur Teilnahme an der Notbetreuung berechtigt sind Kinder, sofern 
  

a. eine Betreuung nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann, insbesondere, weil beide  
sorgeberechtigten Elternteile, in deren Haushalt sie wohnen, ihrer Erwerbstätigkeit oder 
ihrem Studium nachgehen müssen. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist durch 
Bescheinigungen, insbesondere des Dienstherrn oder Arbeitgebers, rechtzeitig, möglichst eine 
Woche im Voraus, nachzuweisen. Entsprechendes gilt für berufstätige oder studierende Eltern, 
die mit einem oder mehreren minderjährigen Kindern zusammenleben und allein für deren Pflege 
und Erziehung sorgen, 
 

b. die Betreuung zur Sicherstellung des Kindeswohls von den zuständigen Jugendämtern 
angeordnet worden ist, 
 

c. für sie ein Bescheid des zuständigen Sozialhilfeträgers über die Gewährung einer 
Maßnahmenpauschale nach der Vereinbarung zur Integration von Kindern mit Behinderung vom 
vollendeten ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt in Tageseinrichtungen für Kinder vom 1. 
August 2014 in der jeweils geltenden Fassung vorliegt, oder 
 

d. ohne die Betreuung im Einzelfall für Eltern und Kinder eine besondere Härte entstünde, die sich 
durch außergewöhnliche und schwerwiegende Umstände von den durch den Wegfall der 
regelhaften Betreuung allgemein entstehenden Härten abhebt. 
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Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 

(Infektionsschutzgesetz - IfSG) 

§ 28b Bundesweit einheitliche Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) bei besonderem Infektionsgeschehen, 

Verordnungsermächtigung 

 

(3) Die Durchführung von Präsenzunterricht an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen ist 

nur zulässig bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte; die Teilnahme am 

Präsenzunterricht ist nur zulässig für Schülerinnen und Schüler sowie für Lehrkräfte, die zweimal 

in der Woche mittels eines anerkannten Tests auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-

2 getestet werden.  

Überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen 

die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 100, so ist die Durchführung von 

Präsenzunterricht ab dem übernächsten Tag für allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, 

Hochschulen, außerschulische Einrichtungen der Erwachsenenbildung und ähnliche 

Einrichtungen nur in Form von Wechselunterricht zulässig.  

 

Überschreitet in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt an drei aufeinander folgenden Tagen 

die Sieben-Tage-Inzidenz den Schwellenwert von 165, so ist ab dem übernächsten Tag für 

allgemeinbildende und berufsbildende Schulen, Hochschulen, außerschulische Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung und ähnliche Einrichtungen die Durchführung von Präsenzunterricht 

untersagt. Abschlussklassen und Förderschulen können durch die nach Landesrecht zuständige 

Behörde von der Untersagung nach Satz 3 ausgenommen werden.  

 

Die nach Landesrecht zuständigen Stellen können nach von ihnen festgelegten Kriterien eine 

Notbetreuung einrichten. Für das Außerkrafttreten der Untersagung nach Satz 3 gilt Absatz 2 Satz 

1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass der relevante Schwellenwert bei 165 liegt. Für die 

Bekanntmachung des Tages, ab dem die Untersagung nach Satz 3 in einem Landkreis oder einer 

kreisfreien Stadt gilt, gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend. Für die Bekanntmachung des Tages 

des Außerkrafttretens nach Satz 6 gilt Absatz 2 Satz 3 entsprechend. Für Einrichtungen nach § 33 

Nummer 1 und 2 gelten die Sätze 3 und 5 bis 7 entsprechend. 

 


